
Steuerinitiative
Die Initiative verlangt eine 
Steuerharmonisierung mit 
einheitlichen Mindeststeuer­
sätzen in allen Kantonen. 
Die Kantons- und Gemeinde­
steuern auf Einkommen von 
über 250 000 Franken sollen 
neu mindestens 22 Prozent 
und die Vermögenssteuern 
auf Vermögen von über 2 Mil­
lionen Franken mindestens 5 
Promille betragen. Dadurch 
wird die Steuerautonomie der 
Kantone beschnitten und die 
Steuern steigen.

Eingriff in die Steuer­
autonomie
Die Steuerautonomie der 
Kantone wird eingeschränkt 
und gewisse Steuererleich­
terungen werden zukünftig 
verboten. Die damit verbun­
denen Steuererhöhungen 
schwächen die Kantone im 
internationalen Wettbewerb 

und die Abwanderung guter 
Steuerzahler droht. Beson­
ders betroffen sind die finanz­
starken Kantone, welche als 
Nettozahler des Neuen Fi­
nanzausgleichs (NFA) we­
sentlich dazu beitragen, dass 
ressourcenschwächere Kan­
tone wie das Wallis hohe 
Beträge aus dem Finanzaus­
gleich erhalten.

Steuerwettbewerb  
garantiert Standort­
attraktivität
Entgegen den Aussagen 
der SP ist der Steuerwett­
bewerb keineswegs «rui­
nös». Der Steuerwettbewerb 
hat in den letzten Jahren zu 
tieferen Steuern, zu höhe­
ren Steuereinnahmen und 
zu einem haushälterischen 
Umgang mit Steuergeldern 
geführt. Ein Blick ins nahe 
Ausland zeigt, was bei feh­
lendem Steuerwettbewerb 

geschieht: Steuern steigen, 
die Verschuldung nimmt zu 
und die Verwaltung wird inef­
fizient. Die SP-Initiative zer­
schlägt dieses erfolgreiche 
Steuersystem und beraubt 
die Schweiz der Standortat­
traktivität.

Steuergerechtigkeit 
schon jetzt gewährleistet
Die SP-Initiative ist nicht nur 
schädlich, sondern teilwei­
se auch überflüssig. Mit der 
Voraussetzung der «Besteue­
rung aufgrund der wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit» 
verbietet die Verfassung de­
gressive Steuern (sinkende 
Steuersätze bei steigendem 
Einkommen) bereits heute. 
Dies hat das Bundesgericht 
im Entscheid «Obwalden» 
klar festgehalten. Von mehr 
Gerechtigkeit kann nicht die 
Rede sein.

Ausschaffungsinitiative
Die SVP-Initiative sieht vor, 
dass kriminelle Auslände­
rinnen und Ausländer auto­
matisch ausgeschafft wer­
den können, sofern sie eine 
Straftat aus dem vorgegebe­
nen Deliktekatalog begehen. 
Dazu zählen schwere De­
likte, aber auch Delikte wie 
einfacher Diebstahl oder der 
missbräuchliche Bezug von 
Leistungen der Sozialversi­
cherungen oder Sozialhilfe.

Gegenvorschlag:  
Kriminelle Ausländer 
ausschaffen
Der Gegenvorschlag sieht 
ebenfalls die Ausschaffung 
krimineller Ausländer vor, 
zum Beispiel bei Mord, vor­
sätzlicher Tötung, Vergewal­
tigung oder schweren Fällen 
von Sozialhilfemissbrauch. 
Im Unterschied zur SVP-Initi­
ative werden kriminelle Aus­

länder im Gegenvorschlag 
auch bei schwerer Körperver­
letzung (u.a. bei Raserunfäl­
len) und Wirtschaftsdelikten 
ausgeschafft. Der Strafenka­
talog ist im Gegenvorschlag 
klar definiert: Der Gegenvor­
schlag ist also umfassender, 
genauer und fairer als die Ini­
tiative. Die Initiative hingegen 
enthält eine willkürliche Lis­
te von Delikten, die zu einer 
Ausschaffung führen. Mit der 
Berücksichtigung der Höhe 
des Strafmasses wird beim 
Gegenvorschlag zudem ver­
hindert, dass eine Ausschaf­
fung aufgrund einer Bagatelle 
erfolgt.

Initiative als ungenaue 
Scheinlösung
Die Initiative weckt falsche 
Hoffnungen. Sie verschweigt, 
dass Ausschaffungen teil­
weise aufgrund verfassungs­
mässiger und völkerrecht­

licher Bestimmungen nicht 
umsetzbar sein werden. Dies 
im Gegensatz zum Gegen­
vorschlag, der verlangt, dass 
beim Entscheid die Verhält­
nismässigkeit und das Völ­
kerrecht berücksichtigt wer­
den und nicht einfach nur auf 
den Deliktekatalog abgestellt 
wird.

Integration: Probleme an 
der Wurzel packen
Kriminelle Ausländer aus­
schaffen ist das eine, Inte­
gration das andere. Der Ge- 
genvorschlag enthält Bestim­
mungen für eine sinnvolle In­
tegration von Ausländern und 
packt die Probleme damit an 
der Wurzel an. Denn unser 
Ziel muss die Verhinderung 
krimineller Ausländer sein.

Ungenau und unsinnig: Nein zur Ausschaffungs-
initiative – Nein zur Steuerinitiative
Eidgenössische Abstimmungen vom 28. November 2010

Steuerautonomie und Steuerwettbewerb heisst 
«erfolgreich wirtschaften» 
Die SP-Steuerinitiative will den aus ihrer Sicht «ruinösen Steu­
erwettbewerb» stoppen, indem die Steuersätze in der Schweiz 
vereinheitlicht werden sollen. Die kantonale Steuerautonomie 
wird dadurch beschnitten und der erfolgreiche Steuerwettbe­
werb abgeschafft. Die CVPO wehrt sich gegen die SP-Steuer­
erhöhungsinitiative und setzt sich für die Wettbewerbsfähig­
keit und Standortattraktivität der Schweiz ein.

Der Gegenvorschlag zur Ausschaffungsinitiative
bedeutet «besser leben»
Die Ausländerkriminalität ist ein Problem. Kriminelle Auslän­
der werden bereits heute von den Kantonen ausgeschafft. Eine 
Vereinheitlichung der Ausschaffungspraxis ist angezeigt. Die 
SVP-Initiative schiesst aber über das Ziel hinaus: sie ist unge­
nau, willkürlich und völkerrechtlich nicht umsetzbar. Der vom 
Bundesrat und Parlament unterbreitete Gegenvorschlag ist fair 
und verhältnismässig.

www.cvpo.ch

Erfolgreich Wirtschaften! Besser Leben!
Mehr Oberwallis! 

CVPO-Politiker zur SP-Steuerinitiative

«Die SP-Initiative schafft den Steuerwettbewerb und damit 
ein erfolgreiches Steuersystem mit tiefen Steuern, tiefer 
Verschuldung und effizienten Verwaltungen ab. Verlust der 
Standortattraktivität und höhere Steuern – gerade für den 
bereits heute übermässig belasteten Mittelstand – sind die 
Folge davon. Nicht der Steuerwettbewerb, sondern die SP-
Initiative ist ruinös: höhere Steuern bedeuten weniger Geld 
im Geldsack und damit weniger Kaufkraft.»

«Die Festlegung eigener Steuersätze gehört zum Kernbe­
stand autonomer Gemeinwesen. Nur wer selber über seine 
Einnahmen entscheiden kann, bestimmt auch selbstständig 
über seine Aufgaben und Ausgaben. Die rote Steuerinitiative 
ist ein weiterer Schritt weg von einem selbstverantwortlichen 
Kanton Wallis hin zu mehr Zentralstaat. Sie gefährdet unse­
ren Föderalismus und damit das Erfolgsmodell Schweiz.»

«Ein Randkanton wie das Wallis ist darauf angewiesen, dass 
er die Eigenheiten in seinen Gesetzen selber festlegen kann. 
So auch die Besteuerung seiner Bürger. Bei der SP-Steuer­
initiative würde dies wegfallen. Sie schränkt die Steuerau­
tonomie des Wallis ein und verpasst dem Stimmvolk einen 
Maulkorb. Der Föderalismus, als Stärke unserer Eidgenos­
senschaft, würde Schaden nehmen.»

CVPO-Politiker zur Ausschaffungsinitiative 
und dem Gegenvorschlag

«Beim Gegenvorschlag bestimmt kein willkürlicher Delikte­
katalog über eine Ausschaffung, sondern ganz einfach und 
gerecht das Strafmass. Dass gewissenlose Raser, die je­
manden zu Tode fahren, aufgrund der SVP-Initiative vor der 
Ausschaffung bewahrt würden, darf doch einfach nicht wahr 
sein!»

«Die Initiative der SVP hat nur einen willkürlichen und unvoll­
ständigen Deliktekatalog in ihren Text aufgenommen, so feh­
len zum Beispiel auch Wirtschaftsdelikte im grossen Stil. Nur 
der Gegenvorschlag erkennt das Völkerrecht an und leistet 
einen aktiven Beitrag zur Integration von Ausländern.»

«Bei der Initiative wird die Art des Deliktes und nicht die 
Höhe des Strafmasses berücksichtigt. Dies führt zu unver­
hältnismässigen Ausschaffungen. So wird ein 17-Jähriger, 
der bei einem Einbruchdiebstahl Zigaretten klaut, gemäss 
der Initiative ausgewiesen. Das muss nicht sein. Der Gegen­
vorschlag hingegen berücksichtigt die Schwere der Tat.»
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